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eine paralleljustiz für konzerne bedroht politik 
im interesse des gemeinwohls

Ende August 2022 hat der britische  
Öl- und Gaskonzern Rockhopper von 
einem Schiedsgericht 250 Millionen 
Euro „Schadensersatz“ für „entgan-
gene Profite“ von Italien zugespro-
chen bekommen. Der Grund? Italien 
hat Ölbohrungen in der Adria ver-
boten, weil es dort immer wieder Erd-
beben gibt. Die tatsächlichen Investi-
tionen von Rockhopper betrugen  
jedoch nur 40 Millionen Euro. Mög-
lich macht diese und weitere skanda-
löse Klagen der Energiecharta-Vertrag 
(ECT), den 53 Staaten unterzeichnet 
haben. Er gibt fossilen Konzernen die 
Macht, Staaten mittels einer Parallel-
justiz auf Milliarden zu verklagen, 
wenn neue Gesetze zum Klimaschutz 
ihre Profite bedrohen. 
	 Seit 2020 liefen internationale Ver-
handlungen zur Überarbeitung des 
ECT, im Juni 2022 wurde eine Grund-
satzeinigung präsentiert. Wie sich 

schon lange abzeichnete, hat die EU 
ihr Ziel verfehlt, den Vertrag in Ein-
klang mit dem Pariser Klimaab-
kommen zu bringen: Der Vertrag wird 
weiterhin bestehende fossile Energie-
träger in der EU und Großbritannien 
bis weit in die 2030er Jahre hinein ab-
decken – für andere Staaten sogar un-
begrenzt. Zudem soll er nun auch für 
Wasserstoff gelten, der derzeit zu fast 
100 Prozent aus fossilen Energien her-
gestellt wird. Länder wie die Schweiz, 
Japan oder die Türkei entscheiden 
selbst, ob sie den „Schutz“ für fossile 
Energien überhaupt jemals beenden. 
	 Der überarbeitete Vertrag wird fos-
silen Konzernen also weiterhin die 
Macht geben, Staaten zu verklagen. 
Seit Jahren fordern wir daher den 
Ausstieg Österreichs und möglichst 
vieler Regierungen aus dem ECT. Das 
ist der sicherste Weg, um sich gegen 
weitere Konzernklagen zu schützen!

Ein Etappensieg: EU lässt Pläne für 
neue EU-Paralleljustiz fallen

Die im ECT enthaltene Paralleljustiz 
für Konzerne (ISDS) haben wir bereits 
in TTIP und CETA kritisiert. Was we-
nige wissen: Dieses System ist – laut 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) aus 2018 – zwischen EU-
Staaten unvereinbar mit EU-Recht. 
Die EU-Staaten mussten daher ent-
sprechende Abkommen unterein-
ander kündigen. (Beim ECT blieb dies 
bisher jedoch ohne Konsequenzen).
	 Die EU-Kommission wollte diese 
EU-rechtswidrige Paralleljustiz noch 
im Sommer 2021 durch ein neues – mit 
EU-Recht vereinbares – System er-
setzen. Darunter war auch die Option 
eines eigenen EU-Investitionsgerichts 
für Konzerne. Auch die damalige 
Wirtschaftsministerin Schramböck 
hatte sich für möglichst weitreichende 
Sonderrechte für Konzerne eingesetzt. 
Doch zumindest diese Pläne wurden 
von der EU-Kommission im Juni 2022 
offiziell begraben. Für Attac und alle, 
die gegen diese Konzern-Paralleljustiz 
kämpfen, ist das ein wichtiger Etap-
pensieg!
	 Eine Paralleljustiz für Konzerne 
bedroht Politik im Interesse des Ge-
meinwohls und ist mit der Demokratie 
unvereinbar. Doch leider hält die 
Kommission jedoch weiter an diesen 
Konzernprivilegien in den Investiti-
onsverträgen mit Staaten wie Kanada 
(CETA), Vietnam oder Singapur fest. 
Wir werden uns daher auch in Zukunft 
für das Ende jeglicher Konzern-Privi-
legien einsetzen – und zwar weltweit!

von Iris 
Frey und 
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der energiecharta-vertrag bleibt 
unvereinbar mit dem klimaschutz
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Der Frieden war für junge Menschen 
in Europa selbstverständlich. Beim 
Bosnien-Krieg waren sie noch zu jung. 
„Kriegsalltäglichkeiten“ kennen wir 
nur aus den Medien, Gewalt aus un-
zähligen Filmen. Aber was ist Realität, 
was ist Fiction, was ist Fake? Ohne 
selbst erfahrenem Leid ist das 
schwierig am Bildschirm auseinan-
derzuhalten. Seit dem 24. Februar, 
dem Beginn des russischen Angriffs-
krieges in der Ukraine, ist das anders 
geworden, weil täglich darüber be-
richtet wird. Was im Detail wirklich 
passiert ist, werden wir erst in den 
nächsten Jahren erfahren.
	 Wenig wissen wir auch über den 
Frieden, konkret über Friedensförde-
rung, -gestaltung und -erhaltung. 
Wachsamen Menschen ist klar: Ohne 
Frieden ist keine Erreichung der Klima-
ziele möglich – ohne die Erreichung der 
Klimaziele wird es aber auch keinen 
Frieden auf der Welt geben. Keine 
NATO, keine EU-Armee, keine chine-
sische Armee kann die Verwerfungen, 
die durch den Klimawandel unweiger-
lich auf uns zukommen, aufhalten. Im 
Gegenteil: Jeder in das Militär inves-
tierte Euro (derzeit weltweit über 
2.100 Milliarden Euro pro Jahr) fehlt 
bei der Bekämpfung des Klimawan-
dels, bei der Linderung sozialer Miss-
stände, bei der notwendigen sozio-
ökologischen Transformation.
	 Bei Betrachtung des österreichi-
schen Budgets 2022 zeigt sich fol-
gendes: Für die militärische Landes-
verteidigung sind 2.713 Millionen 

Euro budgetiert, für das Außenminis-
terium 610 Millionen (inklusive der 
230 Millionen für die Entwicklungs-
zusammenarbeit und den Auslands
katastrophenfonds). Für die zivile 
Friedensgestaltung verbleiben ge-
schätzt maximal 25 Millionen, also 
rund 1 Prozent (!) des Militärs. 
	 Mit diesem 1 Prozent für die zivile 
Friedensgestaltung soll finanziert 
werden: Friedens- und Konfliktfor-
schung, Friedenspädagogik (univer-
sitär und außeruniversitär), Unter-
stüt- zung zivilgesellschaft-

licher Friedensinitiativen und 
-projekte und vieles mehr. Insgesamt 
rund 100 Vereine und Organisationen 
widmen sich in Österreich dem 
Thema Frieden und Gewaltfreiheit. 
Das funktioniert nur durch ehrenamt-
liches Engagement. 

FriedensAttac fordert daher:
  •	 mehr Einsatz und Mittel für die 

Konfliktprävention und die ent-
wicklungspolitische Zusammenar-
beit, insbesondere die Etablierung 
eines professionellen Zivilen Frie-
densdienstes (ZFD)

  •	 mutige vermittelnde Außenpolitik 
im Sinne der aktiven Neutralität

  •	 eine deutliche Erhöhung der 
Mittel für zivile Friedensprojekte 
und -initiativen 

  •	 die Einrichtung von Friedensbe-
auftragten in den Bundesländern, 
Gemeinden (Mayors for Peace) 
und Kirchen

  •	 die verstärkte Einbeziehung der  
zivilen Friedensinitiativen in die 
institutionelle Friedensgestaltung 

und damit die geistige Landes-
verteidigung

für die zivile friedensgestaltung verbleibt 
nur rund 1 prozent des budgets des militärs

von  
Gerhard 
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frieden gestalten – wie soll  
das gehen?

Symbolische Übergabe von mehr als 1 Million 

Unterschriften gegen den ECT an die damalige 

Wirtschaftsministerin Schramböck 

	     		              © Astrid Knie

Symbolische Darstellung des Ungleichgewichts 

der Ausgaben für aktive Neutralitäts- und 

Friedenspolitik

Sozialer Frieden * Menschenrechte * Demokratie
Gutes Leben für alle!

Umfassende Sicherheitspolitik = aktive Neutralitätspolitik + Friedensgestaltung
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